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Zwei Themen haben in dieser Woche das politische Leben in Berlin geprägt: die Entscheidung über den  Libanon-Einsatz der Bundeswehr und die Wahlergebnisse vom vergangenen Sonntag.

Am Mittwoch hat der Bundestag mit breiter Mehrheit den ersten Einsatz deutscher Soldaten im Nahen Osten beschlossen. Ich weiß, dass große Teile der Bevölkerung dem Einsatz skeptisch gegenüberstehen. Eine Bürgerin sagte mir, sie sei dagegen, weil sie gegen Krieg sei. Aber gerade weil auch ich gegen Krieg bin, habe ich der Teilnahme deutscher Soldaten an der UN-Mission zugestimmt. Denn es gilt den nach blutigen Wochen endlich erreichten Waffenstillstand abzusichern, damit nicht wieder der Schrecken des Krieges ausbricht. Beide Konfliktparteien, Israel und Libanon, haben uns gemeinsam gebeten, ihnen zu helfen. Der deutsche Auftrag besteht darin, zu verhindern, dass neue Waffen und Raketen auf dem Seeweg in den Libanon gelangen. Wir sind gemeinsam mit vielen Nationen Teil einer Friedensmission der Vereinten Nationen. Die Einhaltung des Waffenstillstands ist die Voraussetzung dafür, dass der Wiederaufbau und eine friedliche Entwicklung im Nahen Osten möglich werden. 
Ein gutes Ergebnis hat die SPD bei der Abgeordnetenhaus-Wahl in Berlin erringen können. Die Wahl hat gezeigt, dass die SPD die einzige Partei ist, die im ehemaligen Osten und Westen der Stadt gleichermaßen anerkannt wird. Berlin ist damit beispielhaft für den Rest der Republik. Für mich stellt die Sozialdemokratie die einzig verbindende Kraft dar, die in der Lage ist, die nach wie vor existierenden Gräben zwischen Ost und West zu überwinden. Wie wichtig es ist, diese Kluft möglichst schnell zu überwinden, zeigt der Einzug der NPD in den Schweriner Landtag. Das Ergebnis der Landtagswahlen in Mecklenburg-Vorpommer ist besorgniserregend. Probleme mit Neonazis gibt es natürlich auch im Westen, aber der Nährboden für braune Parolen scheint im Osten ungleich fruchtbarer. Nach Ansicht des ehemaligen Bundestagspräsidenten Wolfgang Thierse – selbst aus dem Osten – ist das „dem DDR-Erbe der autoritären Fixierung auf den Staat“ geschuldet. Man verlangt alles vom Staat und ist dann umso enttäuschter, wenn der nicht alles geben kann. 
Enttäuschung ist aber keine Rechtfertigung dafür, einer extremen Partei wie der NPD seine Stimme zu geben. Die NPD ist nichts anderes als eine antisemitische, antidemokratische und verfassungsfeindliche Partei. Wer NPD wählt, ist kein Protestwähler, sondern er unterstützt Neonazis – das muss jedem klar sein!
Die SPD hat Kürzungen bei Projekten gegen Rechts verhindern können. Das ist wichtig, aber noch so viele Aufklärungsprogramme können nicht helfen, wenn wir den Kampf  gegen den braunen Sumpf nicht als gesamtgesellschaftliche Aufgabe begreifen. Familie, Schule, Vereine – überall dort muss immer wieder deutlich gemacht werden, dass der Weg nach rechts eine Sackgasse ist.
